
Aktenzeichen:

9331 6251.62.

Verkündet

am 9. Juli 4965

I m N a m e n d e e V o l k e s
‘I

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägcrs,

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 9. Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 9. Juli 4963, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident
_

Dr. W e i 3
als Vorsitzender,

Bundesrichter
_

Dr. M a i s c h und

Bundesrichter S c h i n d l e r
als weitere Berufsrichtcr,

Bundessozialrichter B a r t h und,

Bundessozialrichter S c h ü t z
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgerichts Niedersachsen vo 24.

Mai 1962 aufgehoben, soweit es der Beruiüng des

Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Han-

nover vom Bo. Juli 4959 stattgegeben hat.

Die Sache wird insoweit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurückvcrwicscn.

Von Rechts wegen.
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Der 4959 zum nilitäriSChen Dienst einberufene Kläger geriet
im April 4945 in russische Gefangenschaft9 aus der er im

April 4948 entlassen wurdeo Auf Grund des Rentengutachtens

desDr 13e==-a7—‘V0■14; Oktober4949stellte die Landesver—
.sicherungsanstalt (LVA) Hannover mit Bescheid vom 220 März

4950 Eiweißmangelschaden mit Blutsenkung und Trigeminus—

Neuralgie (anfallsweise) als durch den militärischen Dienst“

'entstandene Schädigungsfolgen fest und bewilligte nach der

'Sozialversicherungsdirektive (SVD) Nr„ 27 ab 40 Mai 49a8 ‘

Versorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit
(MdB) um 80 VOH., ab 4‚ April 4949 nach einer MdE um 40 VOH.

Mit Umanerkennungsbescheid vom 40 Februar 4952 wurde ohne

_Nachuntersuchung unter Übernahme der bisher anerkannten
schädigungsfoigen und der MdB um 40 v„Ho dem Kläger ab

40 Oktober 4950 Rente nach dem Bundesversorgungsgcsetz (BVG)

bewilligt° Im Gutachten vom 40° Dezember 4956 kam Dr° Däérrm=

zu dem Ergebnis, der anerkannte Eiweißmangelschaden und

der Blutunterdruck bestünden nicht mehr„ Die anfallsweise

Trigeüinus-Neuralgie sei weiterhin anzuerkennen5 mindere

die Erwerbsfähigkeit des Klägers aber nur um 40 v„H‚ Mit

dem auf % 62‘Abs„ 4 BVG gestützten Bescheid vom 420 Januar
4957 entzog das Versorgungsamt (VersorgA) Hannover den '

Kläger die Rente ab 4 März 4957 Der Widerspruch des

Klägers blieb ohne Erfolg°

' 3»
Im Verfahren vor dem Sozialgericht (SG) beantragte der

Kläger, den Beklagten zu verurteilen, zusätzlich eine '

Wassersucht in den Beinen und Herzbeschwerden anzuerkennen

und weiterhin Versorgungsrente zu zahlen„ Das SG holte
>Befundberichte Von Dr° —ä_;Lbag Dr° }5=*:‘und Dr„ %äaz;??=

ein und hörte Dry T%7é:3—u== als Sa.chvers „ändigeno Dieser

schloß sich dem Gutachten des Dr„ Dw=@■■v=anoDas SG wies

mit Urteil vom 500 Juli 4959 die Klage abo ‘ '
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Im Berufungsverfahren holte das Landessozialgericht (LSG)

von der Medizinischen Klinik des Krankenhauses Néréseär&

in Hannover ein Gutachten eino Dr„ Etääääw=und Dr° Hsää;äärs

kamen darin zu dem Ergebnis? beim Kläger bestünden Folgen '

eines Eiweißmangelschadens nicht mehr und ein Herzschaden

als Folge der Dystrophie sei nicht vorhanden; bei seinem'

Bluthochdruck handele es sich offenbar um einen essentiellen .

anlagebcdingten Hypertonuso In einer ergänzenden Stellungnahme

äußerten sich diese Sachverständigen dahin, es lasse sich

nicht mit hinreichender Wahrscheinliehkeit feststellen?

ob der Eiweißmangelschaden schon vor dem Bescheid vom

4„ Februar 1952 ausgeheilt war; es sei aber möglich9 daß

er damals nicht mehr bestanden habe„

Durch Urteil vom 24. Mai 1962 hob das LSG das Urteil des

SG und die angefochtenen Bescheide auf und wies im übrigen

die Berufung zurück° Der Beklagte habe die Versorgungs—

bezüge nach 9 62 BVG nur dann neu feststellen dürfen9

wenn die wesentliche Änderung der Verhältnisse nach dem

Erlaß des Umanerkennungsbescheids von 4° Februar 4952

eingetreten sei° Das ergebe sich aus der bindenden Wir—

:ung des rechtsverbindlich gewordenen Umanerkennungsbe-

scheides° Voraussetzung der Neufeststellung sei außerdem,

daß sich die Verhältnisse objektiv geändert hätten° Da '

im vorliegenden Fall der Umanerkennungsbescheid ohne Untersu-
chung ergangen sei, müsse zwar von den beim Kläger ere

hobenen Befunden und Krankheitsäußerungen ausgegangen
werden, die für den Erlaß des Bescheides naeh früheren
Versorgungsrecht maßgebend gewesen seien und die Dr„

-““wéa=beschrieben habe? Aus dem Gutachten des Dr„ Ii===;%=
ergebe sich auch, daß eine wesentliche Änderung der Ver-

vhältnisse zu verzeichnen sei, da der Eiweißmangelschaden

mit Blutdrucksenkung nicht mehr bestehe„ Bei dieser Sach—

lage würde nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG) eine wesentliche Ändernng der verhältnisse im Sinne“
des 5 62 Abs„ 1 BVG zu

bejahen seine Es.treffe aber nicht

zu, daß der frühere Bescheid und der Umanerkennungsbescheid

in solchen Fällen als eine Einheit zu betrachten seien°

„ 4 -
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‚
Das BSG habe sich insoweit nicht auf die Rechtsprechung des

.Reichsversorgungsgerichts beziehen dürfen, weil eine dem

5 2 des Altr entnergesetzes von 30° Juni 4925 (BGBl I 542 ff)

„
ent5prcchendc Vorschrift nicht in das BVG aufgenommen werden

' Sei° Auch ergebe sich gerade aus der nur auf die Frage des

ursächlichen Zusammenhangs_beschränktenVerbindlichkeit „
früherer Feststellungen nach 5 85 BVG grundsätzlich, daß
die früher erhobenen'Befunde und deren Bewertung für die

Umanerkennung nach dem BVG nicht verbindlich sein sollten;

. Daher genüge zur Feststellung einer wesentlichen Änderung.

der Verhältnisse nach Erlaß eines Umanerkennungsbeschoides

‚nicht der Vergleich zwischen den Befunden und Krankheits-

'äußeruhgen, die für den Bescheid nach altem Recht maßgeb—

lich gewesen seien, mit denen, die dem Neufeststellungs—

bescheid zugrunde gelegen hätten, Die Ermächtigung zu einer
Neufeststellung ohne den Nachweis, wenn die Änderung der

'Verhältnisse eingetreten sei, habe das Gesetz auf die Fälle
fdes @ 86 Abs„ 5 BVG beschränkt Diese Ermächtigung sei im

Interes se der Rechtssicherheit und des Vertrauenss chutzes

bis 500 September 1954 befristet werden° Nach Ablauf dieser
Frist dürfe die Versorgungsbehörde Bescheide nur zurück-

nehmen, wenn sie von Anfang an rechtswidrig waren oder wenn

nach Erlaß des Uhanerkennungsbescheides eine wesentliche
Änderung eingetreten seio Habe die Versorgungsverwaltung

vor Erlaß des.Umanerkennungsbescheides keine Nachunter—

'suchung durchgeführt, So trage sie die objektive Beweis—

last dafür, da8 eine Änderung nach dem
Umanerkennu.ggsbescheid

eingetreten sei() Das LSG habe anf Grund der ergänzenden

Äußerung der Sachverständigen Dr° Fu=£«ar—“um Ch L%säa#zi=

-nicht die Überzeugung gewinnen können, daß die wesentliche
Änderung der Verhältnisse nach dem Umanerkennungsbeecheid

‘ vom 1° Februar 1952,eingetreten sei° Die Berufung des '
Klägers sei daher begründet, soweit er die Aufhebung der

“Bescheide von 12° Januar und 460 Mai 4957 begehreo Die
Berufung sei nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme jedoch

aus medizinischen Gründen nicht begründet, soweit der Kläger

_die Feststellung von Wassersucht und Herzbeschwerden als
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weiteren Schädigungsfolgen begehre„ Die Revision wurde

zugelasseno

Mit der Revision rügt der Beklagte Verletzung des 5 62

Abs° 1 BVG, Er bezieht sich auf die Rechtsprechung des

BSG zu der Frage, welcher Zeitpunkt bei Anwendung des
5 62 BVG für■die Feststellung einer wesentlichen Änderung

der Verhältnisse_maßgebend ist, wenn der Umanerkennungs—

bescheid ohne Untersuchung und der Neufeststellungsbe—

scheid nach dem 500 September 1954 ergangen ist„ Im

übrigen führt er aus, das Gesetz habe nicht vorgeschrieben‚

daß unter den erleichterten Voraussetzungen des 5 86

Abs„ 5 BVG eine Neufeststellung bis zum 500 September 1954

erfolgen müss „
Nur wenn ein Zwang hierin bestanden hätte?

wäre den LSG darin zu folgen, daß die Versorgungsver—

waltung ein Risiko eingegangen wäre, wenn dem Umaner-

kennungsbescheid nicht bis spätestens_50° September

1954 ein Neufeststellungsbescheid gefolgt wäre; denn der

Erlaß eines Bescheides nach 5 62 BVG habe der Versorgungs—

verwaltung jederzeit, vor und nach dem 50„ September

1954‚ offen gestanden und 5 86 Abs° 5 BVG habe nur die
Umanerkennung erleichtern wolleno Schließe man sich der

Auffassung des LSG an, so wäre in vielen Fällen die An-

wendüng des 5 62 Abs(, 1 BVG für die Zukunft schlechter-
dings ausgeschlossen° Aus 5 85 BVG lasse‘sich nicht her-

leiten? daß die früher erhobenen Befunde und deren Be—

wertung'für die Anerkennung nach dem BVG nicht verbindlich

sein sollten; denn ohne diese Befunde wäre ein Anerkennt—

nis nach früheren Versorgungsrechtlichen Vorschriften*
nicht vorgenommen werden und würde eine Übertragung der

Schädigungsfolgen auf die nach neuem Reeht_ergehcnden
Bescheide nicht möglich gewesen sein° Darum treffe die

Rechtsprechung des Reichsversorgungsgerichts zu„ @ 2

-des Altrentnergesetzes sinngemäß auch auf den Fall den

Umanerkennung nach 5 86 Abs„ 5 BVG zu°
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Der Beklagte beantragte„ das Urteil des LSG Niedersachsen

vom 24„ Mai 4962 aufzuheben und die Berufung zurückzuweisen°

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nichtvertreten°

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 462 Abs„ 4
Nr° 4 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —), form— und frist—'

gerecht eingelegt und begründet werden (55 464, 466 SGG)

und daher zulässig„ Sie ist auch im wesentlichen begründet„

'Das LSG hat festgestellt, daß der EiWeißmangelschaden mit

Blutdrucksenkung, der 4949 auf Grund der Untersuchung durch

Dr° Fés+r=in dem Bescheid vom 220 März 4950 nach der SVD

Nro 27 und ohne Nachuntersuchung in dem Umanerkennungsbcschéid

vom 40 Februar 4952 nach dem BVG als Schädigungsfolge fcst— ‘

gestellt werden ist‚ im Jahre 4956 bei der Untersuchung

durch Dr° Diersch nicht mehr bestanden hat„ Diese Feste

stellung ist für das BSG bindend (% 465 SGG)° Aus ihr ergibt
“sich, daß der Rentenentziehungsbescheid vom 42° Januar 4957

und der gleichlautende Widerspruchsbescheid vom 460 Mai

4957 nach 5 62 Abs" 4 BVG rechtmäßig sind? wenn die Trige—
minus—Neuralgie, die anerkannt geblieben ist=> die Erwerbs—

fähigkeit des Klägers nicht in einem rentenbérechtigenden

Grade (25 V„H‚ oder mehr) gemindort hat" Dies entspricht
_-der ständigen Rechtsprechung des BSG (BSG 44, 2579 244 f;

‘45, 26, 27 f; Urteile vom 22° Februar 4962 — 8 RV 704/60 -
und vom 24° April 4965 - 44 RV 804/62 — mit weiteren Hin-
weisen)„ An dieser Rechtspredhung wird festgehalten° Die

9Gründe, die das LSG veranlaßt haben, sich der Rechtsprechung

des BSG nicht anzuschließen, hält der Senat nicht für über—

zeugend° Im Urteil vom 244 April 4965 hat sich schon der

44; Senat des BSG eingehend mit den auch hier von dem LSG

vorgebrachten Einwänden gegen die Rechtsprechung des BSG

auseinandergesetzto Diesem Urteil des 440 Senats stimmt der"

erkenncnde Senat grundsätzlich zu„ Im einzelnen sei noch

auf folgendes hingewiesen„ Die Auffassung des LSG läßt sich

insbesondere nicht mit der Bindungswirkung des Umanerkonnungsm

..'7..JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


bescheides und der nach 5 85 BVG nur beschränkten Verbind-
lichkeit einer nach früheren versorgungsrechtlichen Vorschrif-

ten ergangenen Entscheidung begründen, weil diese ausschließ-

lich die Frage des ursächlichen Zusammenhangs einer Gesund—

heitsstörung mit einem schädigenden Vorgang im Sinne des,

BVG betreffe° Es ist zhar richtig, daß die in dem Umaner—

kennungsbescheid getroffene Regelung rechtlich nur auf diesem

Bescheid, und somit nicht auf dem nach früheren versorgungs—

rechtlichen Vorschriften (5 84 Abs, 2 BVG).erlassenen Bescheid

(Altbescheid) beruht, denn die früheren Vorschriften waren

außer Kraft getreten° Das schließt aber nicht aus, daß in

diesem Bescheid die im Altbescheid getroffene Regelung über

die Bewertung des Grades der MdB übernommen werden durfte,

wie dies in 5 86 Abs, 5 BVG bestimmt ist, und daß die Frage

des ursächlichen Zusammenhangs zwischen Gesundheitsstörung

und schädigendem Vorgang nach 5 85 Abs„ 4 BVG ebenso wie
im früheren Bescheid entschieden werden mußteo Regelmäßig

kann es bei einer Neufeststellung nach 5 62 Abs„ 4 BVG

zwar nur auf die Verhältnisse ankommen, die bei Erlaß des
Bescheides, der geändert werden soll, bestanden haben" Sie

sind den Verhältnissen, die Anlaß zur Neufeststellung geben,

gegenüber zu stellen, 5 86 Abs, 5 BVG hat jedoch die Ver—

sorgungsverwaltung ermächtigt, in dem nach dem BVG ohne

Untersuchung ergehenden Bescheid eine Regelung gbgg Rück-

sicht darauf zu treffen, wie die Verhältnisse zur Zeit des
Erlasses des Umanerkennungsbescheides tatsächlich gewesen

sind, In einem solchen Ausnahmefall muß aus dem Sinn und

Zweck des Gesetzes entnommen werden, ob es für eine Neu—

feststellung nach 5 62 Abs° 4 BVG auf die Verhältnisse
ankommen soll, die bei Erlaß des Umancrkennungsbescheides

bestanden haben und auf den sich hieraus ergebenden Zeit—

punkt, oder ob hierfür ausschließlich die Verhältnisse

maßgebend sind, die dem nach früheren versorgungsrechtlichén

Vorschriften erlassenen Bescheid zugrunde lagen° Die Zu-

lassung eines Bescheides nach 5 86 Abs„ 5 BVG ohne sachliche
Prüfung der Verhältnisse hat nur eine vereinfachte,
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“reibungslose Überleitung der Versorgungsbezüge auf das

neue Recht ermöglichen sollen° Dabei ging der Gesetzgeber

davon aus, daß schließlich in aller Regel eine ärztliche

Nachuntersuchung erforderlich sei (vgl° Deutscher Bundes-

.tag9 1° Wahlperiode 1949, Ausschuß für Kriegsopfer- und
Kriegsgefahgenenfragen, Protokoll der 550 Sitzung vom 40

Oktober 1950 S„ 97 C)? Bis zum 500 September 1954 hat die

Versorgungsverwaltung in diesen Fällen die Rente dann un—
ter erleichterten Voraussetzungen neu feststellen dürfen,.

wennsich nur ergab, daß die in dem Umanerkennungsbescheid

getroffene Regelung über die„Höhe der MdE unzutreffend wart
Sie brauchte dabei nicht nachzuweisen? daß — vor oder nach.

dem Umanerkennungsbescheid — im Vergleich zu dem nach
früheren Versorgungsrecht ergangenen Bescheid eine Wesent-

liche Änderung in den Verhältnissen eingetreten waro'Die

Vorschrift des 5 86 Abs„ 5 BVG als Ausnahmevorschrift zu
5 62 Abs„ 1 BVG besagt aber nicht? daß nach dem 500 Sep-
tember 1954 der ohne Nachuntersuchung erlassene Bescheid

nach 5 62 Abs° 1 BVG nur geändert werden könne? wenn die
.wesentliehe Änderung 3323 dem Erlaß des Umanerkennungsbe—

scheides eingetreten‘ist„ Die nach 5 86 Abs„ 5 BVG zuge-

lassene vereinfachte Feststellung der Versorgungsbezüge

nach dem BVG sollte-der Versorgungsverwaltung bis zum
.

50° September 1954 eine Anpassung der getroffenen Fest-

istellung an die tatsächlichen Verhältnisse erleichtern‚»-‚—-p——__

“nicht aber als für die_Zeit ab 10 Oktober 1954 praktisch

fast ypg@g@jgh machen° Die vereinfachte Umanerkennuhg kann
sonach‚ da sie nur einer Überleitung der Versorgungsbezüge

auf das neue Recht diente, nicht die Wirkung haben‚ dem

Beschädigten nach dem 500 September 1954 eine Rente zu
sichern, die ihm wegen Änderung der in dem Umanerkennungs—

bescheid als maßgeblich zügrunde gelegten Verhältnisse

nicht mehr zusteht° Der Versorgungsverwaltung sollte auch

kein Risiko auferlegt werden9 daß sie nach dem 500 Septem—

ber 1954 für die Zukunft_an der im Umanerkennungsbescheid

getroffenen Regelung festgehalten wird? wenn der Nachweis

_9_‘
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nicht gelingt, die Änderung der Verhältnisse sei erst nach

dem Erlaß des Umanerkennungsbescheides eingetreten° Dem

hältnisse zugrunde gelegt, die für den Altbe3cheid maßge—

bend gewesen waren; dagegen waren die für die Beurteilung

der gesundheitlichen Schädigung nach dem BVG maßgebenden

Verhältnisse, die bei Erlaß des Umanerkennungsbeseheids

tatsächlich bestanden, für den Erlaß dieses Bescheides

unwesentlich; sie wurden nigh3 festgestellt° Aus diesem
Grunde ist insoweit die Regelung, die in einem Bescheid

nach früheren versorgungsrechtlichen Vorschriften getroffen

wurde, mit dem Umanerkennungsbescheid zu einer "Einheit
verSchmolzen" (BSG 41, 257, 242; 15, 26, 28)„ War der Um-
eneTkennungsbescheid bei seinem Erlaß bereits überholt,

weil die in dem Altbescheid zugrunde gelegten Verhältnisse

nicht mehr zutrafen, so ist die Reehtswidrigkeit des Um-

anerkennungsbescheides ausschließlich eine Folge davon?

daß er ohne Rücksicht auf die bestehenden Verhältnisse

von den früheren Verhältnissen ausgegangen ist„ Weil die

tatsächlichen Verhältnisse bei Erlaß des Umanerkennungs-

bescheides nicht maßgebend waren, kann es für die Beurteilung

einer Änderung der Verhältnisse auch nicht auf den Zeitpunkt
seines Erlasses ankommen„ Maßgebend sind nach der materiellen

Bedeutung und Tragweite, die das Gesetz ersichtlich dem

Umanerkennungsbeseheid beigemessen hat, vielmehr die Ver-
hältnisse, die dem nach früheren versorgungsrechtlichen

Vorschriften erlassenen Bescheid zugrunde lagen°

Da sich hiernach unmittelbar aus-dem BVGergibt, daB die
Fehlerhaftigkeit eines ohne Unter;suchung erlassenen Be—
scheides nach 5 86 Abs„ 5 BVG auch nach dem 50° September

‚
1954 nicht nach den Verhältnissen zu beurteilen ist, die

bei seinem Erlaß bestanden haben, sondern daß es für die

Neufeststcllung nach 5 62 Abs„ 4 BVG auf die dem Altbescheid
“zugrunde gelegten Verhältnisse und den sich hieraus

ergebenden Zeitpunkt ankommt, ist auf die Rechtslage
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; nicht näher einzugehen9 die sich nach 5i57 des Reichsver—

sorgungsgeset2es im Hinblick auf 5 2 des Altrentnergesetzes

ergab9 wenn der Umanerkennungsbescheid ohne Nachuntersu0hung

erlassen war (vgl„ hierzu BSG419 242)3.

“DasLSGhat somit5 62Abs„4 BVGterlétzt‚ weil esfür
die Neufeststellung den Nachweis für erforderlich hielt„
daß die Änderung der Verhältnisse nach dem Erlaß des ohne

Untersuchung erlassenen Bescheides eingetreten ist„ Es hat

aus diesem Grunde nicht die Reehtswidrigkeit der Bescheide

vom ”120 Januar und 460 Mai 1957 feststellen dürfeno Auf

die Revision des Beklagten war daher das Urteil des LSG

insoweit aufzuheben„ als es der Berufung des Klägers statt—

gegeben hate Soweit der Kläger die zusätaliche Feststellung

_
von Wassersucht und Herzbeschwerden als Schädigungsfolgen

begehrt hat, hat das LSG die Berufung zurückgewiesen°
Dennoch konnte der Senat nicht abschließend entscheiden

_
und die Berufung des Klägers nicht in Vollem Umfange zurück—

weisen, weil das LSG nicht festgestellt hat, um welchen
Grad die Erwerbsfähigkeit des Klägers durch die Trigeminus—
Neuralgie gemindert ist° Es hat zu dieser Schädigungsfolge

nicht Stellung genommen und sich insbesondere nicht mit der

.
Auffassung der Sachverständigen “ro Esééaéu-und Dr„ H£rx::m:ä

auseinandergesetzt9 daß die durch dieses Leiden bedingte '

MdB keine MdB "von über 25 VOH„" bedingc‚ Dem BSG ist

eine selbständige tatsächliche Festste111ng und Beweis—

‘würdigung verwehrt° Daher war die Sache insoweit gnr

‚erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück—

zuverweisen (% 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG)O Das LSG wird

festzustellen haben9 in welchem Grade die Erwerbsfähigkeit

des Klägers durch die TrigeminusuNeurelgie gemindert ist_

und ob ihm deswegen noch eine Versorgungsrente zustehto

‘— 14 »
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Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil

vorbehalten°
.

j; '_ '
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